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1. Rechtsgrundlage 

Die Häusliche Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL) nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und 
Absatz 7 Fünftes Sozialgesetzbuch (SGB V) wird vom Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) zur Sicherung der ärztlichen Versorgung beschlossen. Sie dient der Gewähr einer aus-
reichenden, zweckmäßigen und wirtschaftlichen Versorgung der Versicherten mit häuslicher 
Krankenpflege. Als Anlage ist der HKP-RL ein Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen 
der häuslichen Krankenpflege (Leistungsverzeichnis) beigefügt.  

Der G-BA ist nach § 73 Absatz 2 Satz 6 SGB V beauftragt, das Nähere zu den Verordnungen 
durch Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in seinen Richtlinien nach § 92 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 6, 8 und 12 zu bestimmen.  

Mit dem Gesetz zur Reform der Psychotherapeutenausbildung (PsychThAusbRefG) vom 
15. November 2019 wurden mit Wirkung zum 1. September 2020 die Befugnisse der Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten in Bezug auf die Verordnung von psychiatrischer 
häuslicher Krankenpflege (pHKP) erweitert. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Die HKP-RL regelt die Verordnung von Häuslicher Krankenpflege einschließlich pHKP durch 
Vertragsärztinnen und Vertragsärzte. Aufgrund der genannten gesetzlichen Änderung wird zur 
Klarstellung des Vorliegens eines Verordnungsrechts von Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten für psychiatrische häusliche Krankenpflege sowie zur Ausgestaltung desselben 
eine Regelung in die HKP-RL aufgenommen. Vertragsärztinnen und Vertragsärzte nach § 4 
Absatz 6 der HKP-RL, die zugleich eine Zulassung als Psychotherapeutinnen oder Psycho-
therapeuten besitzen, waren bisher schon verordnungsberechtigt für pHKP und sind von der 
Änderung nicht betroffen. 

Die Richtlinie regelt nunmehr auch die Verordnung von pHKP der an der vertragsärztlichen 
Versorgung teilnehmenden Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psychologischen 
Psychotherapeuten sowie der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten. In § 3 Absatz 1 werden in den neuen Sätzen 2 und 3 
alle Verordnungsberechtigten in den verschiedenen Konstellationen aufgeführt. Hierauf ver-
weist die Richtlinie ganz zu Beginn in § 1 Absatz 1, in welchen nun auch die Präambel integriert 
wurde. 

Die Berufsgruppen der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sind in der speziellen 
Regelung des § 4 Absatz 6 der Richtlinie festgehalten, angelehnt an die in § 28 Absatz 3 Satz 1 
SGB V enthaltene gesetzliche Definition für Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 
als Gruppe der Leistungserbringer für die psychotherapeutische Behandlung. Die Regelung 
bildet zugleich den Umfang der Verordnungsbefugnis von Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten ab.  

Die Anpassung der HKP-RL unter § 4 Absatz 6 setzt den Regelungsauftrag in § 73 Absatz 2 
SGB V durch das PsychThAusbRefG um. Mit den Änderungen der HKP-RL wird eine Versor-
gungslücke geschlossen, da weite Teile der Leistungserbringer, die die psychisch erkrankten 
Menschen versorgen, von einer Verordnung von psychiatrisch häuslicher Krankenpflege für 
Personen mit den im Leistungskatalog genannten Diagnosen bislang ausgeschlossen waren. 
Die Grenzen der Berufsausübung der Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psycholo-
gischen Psychotherapeuten sowie der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten bleiben hiervon unberührt (vgl. insbesondere § 5 



Absatz 2 i. V. m. § 5 Absatz 6 der Muster-Berufsordnung für die Psychologischen Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten). 

Im weiteren Richtlinientext wird weitestgehend von der Formulierung „Verordnerin oder Ver-
ordner“ Gebrauch gemacht. Dabei ist mit dem Begriff „Verordnerin“ oder „Verordner“ regelmä-
ßig diejenige Person gemeint, die auch im konkreten Fall entsprechend der gesetzlichen Vor-
schriften und der übrigen Regelungen der Richtlinie eine Verordnungsberechtigung besitzt. 
Soweit kein Bezug zur konkreten Verordnerin oder zum konkreten Verordner im Richtlinientext 
besteht, wurde auf den Zusatz „ärztlich“ verzichtet. In Regelungen hingegen, die sich aus-
schließlich an Vertragsärzte richten können, wurde der Zusatz „ärztlich“ belassen (siehe § 2c 
Absatz 1 Unterstützungspflege). Der Begriff „vertragsärztliche Versorgung“ konnte verbleiben, 
da Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten der vertragsärztlichen Versorgung zuge-
rechnet werden. Gleiches gilt für die Formulierung „Arzt-Patienten-Kontakte“ in der Leistungs-
beschreibung unter Nr. 27a. 

Die Verordnungskompetenz von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie von 
Krankenhauspsychotherapeutinnen und Krankenhauspsychotherapeuten bezieht sich aus-
schließlich auf die Leistungen der psychiatrischen häuslichen Krankenpflege gemäß Nr. 27a 
des Leistungsverzeichnisses. Die übrigen Leistungen der häuslichen Krankenpflege können 
weiterhin nur durch Vertragsärztinnen und Vertragsärzte sowie im Rahmen des Entlassmana-
gements durch Ärztinnen und Ärzte in Krankenhäusern sowie in Einrichtungen der medizini-
schen Rehabilitation bei Leistungen nach § 40 Abs. 2 und § 41 SGB V verordnet werden. 

3. Würdigung der Stellungnahmen 

Die eingegangenen schriftlichen Stellungnahmen wurden durch den G-BA ausgewertet. Hie-
raus ergaben sich keine Änderungen am Beschlussentwurf.  

Das Stellungnahmeverfahren ist in Kapitel 6 dokumentiert. 

4. Bürokratiekostenermittlung 

Es wird davon ausgegangen, dass sich durch die Einführung einer Verordnungsbefugnis für 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten die Anzahl an jährlichen Verordnungen von 
psychiatrischer häuslicher Krankenpflege nicht wesentlich erhöht. Die aus dem Ausfüllen des 
Verordnungsvordrucks resultierenden Bürokratiekosten verändern sich insofern im Vergleich 
zum bisherigen Umfang nicht wesentlich. 

Zusatzkosten können den Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten insofern entstehen, 
als die für die Verordnungen erforderlichen Vordrucke in die Praxissoftware eingebunden wer-
den müssen. Die genaue Umsetzung und die Preisgestaltung sind hierbei aber den Software-
anbietern überlassen, weshalb die Höhe der entstehenden Kosten nicht beziffert werden kann. 
Zudem entsteht den Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten voraussichtlich ein ein-
maliger Einarbeitungsaufwand in die Regelungen zur Verordnung von psychiatrischer häusli-
cher Krankenpflege. Aufgrund der Komplexität der Regelungen ist von einem Einarbeitungs-
aufwand von mehreren Stunden auszugehen. 
  



5. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

15.11.2019  Gesetz zur Reform der Psychotherapeutenausbildung 

16.04.2020 G-BA Aufnahme der Beratungen gemäß 1.  Kapitel § 5 Abs. 1 VerfO 

27.05.2020 UA VL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor ab-
schließender Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 
VerfO) über eine Änderung der HKP-RL 

26.08.2020 UA VL Anhörung und Würdigung der schriftlichen und mündlichen  
Stellungnahmen 

17.09.2020 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Änderung 
der HKP-RL 

12.11.2020  Nichtbeanstandung des Bundesministeriums für Gesundheit 

04.12.2020  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

05.12.2020  Inkrafttreten 
 

Berlin, den 17. September 2020 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 
  



6. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

Die Volltexte zur Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens sind als Anlage zu den Tra-
genden Gründen beigefügt. 

6.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens 
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat in Delegation für das Plenum nach § 3 Ab-
satz 1 Satz 2 Geschäftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung 
des G-BA (VerfO) in seiner Sitzung am 27. Mai 2020 beschlossen, ein Stellungnahmeverfah-
ren nach § 91 Absatz 5 SGB V sowie gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V vor seiner Entschei-
dung über eine Änderung der Häuslichen Krankenpflege-Richtlinie einzuleiten. Der Bundes-
ärztekammer, der Bundespsychotherapeutenkammer sowie den maßgeblichen Organisatio-
nen der Leistungserbringer wurde Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von vier Wochen 
zur beabsichtigten Änderung der Häuslichen Krankenpflege-Richtlinie Stellung zu nehmen. 
Den angeschriebenen Organisationen wurden anlässlich der Beschlussfassung des G-BA zur 
Einleitung des Stellungnahmeverfahrens auch die Tragenden Gründe als Erläuterung über-
sandt. Die Stellungnahmefrist endete am 24. Juni 2020. 

6.2 Eingegangene Stellungnahmen 
Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur 
Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde sowie entsprechende Eckdaten zum Ein-
gang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 24.06.2020  

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 23.06.2020  

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V 

Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 
(bpa) 

29.05.2020  

Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK) 18.06.2020 Verzicht auf die Abgabe 
einer Stellungnahme. 

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe - Bundesver-
band e. V. (DBfK) 

19.06.2020 Verzicht auf die Abgabe 
einer Stellungnahme. 

Bundesinitiative Ambulante Psychiatrische Pflege (BAPP) 19.06.2020  

Deutscher Caritasverband e. V. (Caritas) 23.06.2020  

Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land e. V. (Diakonie) 

23.06.2020  

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. (AWO) 24.06.2020  

Bundesverband Ambulante Dienste e. V. und Stationäre 
Einrichtungen e. V. (bad e. V.) 

24.06.2020  

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtver-
band e. V. 

24.06.2020  

Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. 
(VDAB) 

23.06.2020  



6.3 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 

 
 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 
  



6.4 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 

 
 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 
  



6.5 Fließtext der Richtlinienänderung zum Stellungnahmeverfahren 

 
 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 



 

6.6 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag 
Begründung 

Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

1.  BÄK Die Bundesärztekammer stimmt vollumfänglich den Änderungsvorschlägen der GKV-SV und PatV 
zur HKP-RL bezüglich der Verordnungsbefugnis von nicht-ärztlichen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten für psychiatrische häusliche Pflege zu. Ebenso wie bei Vertragsärztinnen und 
Vertragsärzten muss sich der Umfang des Verordnungsrechts auch für nicht-ärztliche Vertrags-
psychotherapeutinnen und Vertragspsychotherapeuten nach den berufsrechtlich geregelten Kom-
petenzen richten. Sollten Verordnungen außerhalb der berufsrechtlichen Grenzen vonnöten sein, 
so müssen diese im Interesse der Patientinnen und Patienten und deren ganzheitlich ausgerich-
teter Versorgung nur in Abstimmung mit der behandelnden Fachärztin oder dem behandelnden 
Facharzt erfolgen. 
Die von der GKV-SV und PatV befürwortete Regelung wäre auch im Einklang zum Umfang des 
Verordnungsrechts nicht-ärztlicher Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in der Rehabi-
litations-Richtlinie und der Krankenhauseinweisungs-Richtlinie und trüge so zu einer richtlinien-
übergreifenden Harmonisierung bei. 

GKV-SV/PatV: Kenntnisnahme 
DKG/KBV: berufsrechtliche Be-
lange bleiben hiervon unberührt, 
siehe Tragende Gründe zur Posi-
tion 

 

2.  BPtK Zu § 4 Absatz 6 HKP-RL: Die BPtK schließt sich dem Vorschlag von DKG und KBV an, der eine 
einheitliche Regelung der Verordnungsfähigkeit von psychiatrischer häuslicher Krankenpflege 
(pHKP) durch Vertragspsychotherapeut*innen bei allen Diagnosen gemäß Nr. 27a des Leistungs-
verzeichnisses der HKP-Richtlinie vorsieht. 
Die BPtK begrüßt, dass der Gemeinsame Bundesausschuss die neue gesetzliche Befugnis von 
Psychotherapeut*innen, häusliche psychiatrische Krankenpflege zu verordnen, die zum 1. Sep-
tember 2020 in Kraft tritt, zeitnah und in sachgerechter Weise umzusetzen beabsichtigt. 
Die BPtK befürwortet in diesem Zusammenhang den Vorschlag von DKG und KBV, die Befugnis 
zur Verordnung von pHKP durch Psychotherapeut*innen für die in der HKP-Richtlinie aufgeführten 
Indikationen der pHKP einheitlich und analog den in § 4 Absatz 6 genannten Fachärzt*innen zu 
regeln. 
Eine Unterscheidung der Indikationen der Psychotherapie-Richtlinie gemäß der jeweils aktuell gel-
tenden Psychotherapie-Richtlinie und der Indikationen gemäß Anlage I Ziffer 19 (Neuropsycholo-
gische Therapie) § 4 der Richtlinie des G-BA zu Untersuchungs- und Behandlungsmethoden der 
vertragsärztlichen Versorgung, wie sie von GKV-SV und PatV vorgeschlagen wird, von den wei-
teren Diagnosen des Kapitels V, bei denen unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls eine 
Indikation für eine pHKP vorliegen kann, ist nicht erforderlich. Zum einen suggeriert diese Unter-
scheidung eine unzulässige Engführung der in der Aus- und Weiterbildung erworbenen Kompe-
tenzen der Psychotherapeut*innen im Bereich der Diagnostik, Indikationsstellung und Behandlung 

DKG/KBV: Kenntnisnahme 
GKV-SV/PatV: Der Vorschlag von 
GKV-SV und PatV setzt an den 
fachspezifischen Kompetenzen 
an, die auch in der Psychothera-
pie-RL zugrunde gelegt werden. 
Der Vorschlag regelt, dass Psy-
chotherapeutinnen und -therapeu-
ten in den Fallkonstellationen, in 
denen Psychotherapie grundsätz-
lich erbracht werden kann und Ver-
sicherte daher auch eine Psycho-
therapeutin oder einen Psychothe-
rapeuten aufsuchen, bei Vorliegen 
der Voraussetzungen auch pHKP 
verordnet werden kann. Ein Ver-
ordnungsrecht von pHKP für Fall-
konstellationen, bei denen laut 
Psychotherapie-RL keine Psycho-
therapie erbracht werden kann, 
werden in dem Vorschlag von 

 



Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag 
Begründung 

Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

auf die sozialrechtlich definierten Indikationen der Richtlinienpsychotherapie bzw. der neuropsy-
chologischen Therapie. Dabei beschränkt sich die Kompetenzvermittlung in der Aus- und Weiter-
bildung bei Psychotherapeut*innen gerade nicht auf die psychischen Störungen, die sozialrecht-
lich gemäß Psychotherapie-Richtlinie bzw. Anlage I Ziffer 19 § 4 der Richtlinie des G-BA zu Un-
tersuchungs- und Behandlungsmethoden der vertragsärztlichen Versorgung eine Indikation für 
eine Richtlinienpsychotherapie bzw. für eine neuropsychologische Therapie sind, sondern erfolgt 
entsprechend den Vorgaben in den Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen sowie den Weiter-
bildungsordnungen bei einem deutlich breiteren Spektrum von Erkrankungen bzw. Störungen mit 
Krankheitswert, welches sich nicht zuletzt auch an den Gutachten, Stellungnahmen und dem Me-
thodenpapier des Wissenschaftlichen Beirats Psychotherapie nach PsychThG orientiert. 
Zum anderen ist die Vorgabe, dass sich Psychotherapeut*innen bei allen übrigen Diagnosen aus 
dem Indikationsspektrum des Kapitels V „Psychische und Verhaltensstörungen“ der ICD-10-GM 
vor einer Verordnung mit der behandelnden Fachärzt*in abstimmen müssen, auch vor dem Hin-
tergrund der in den Berufsordnungen der Psychologischen Psychotherapeut*innen und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeut*innen geregelten Sorgfaltspflichten redundant. Die bestehen-
den berufsrechtlichen Regelungen stellten bereits ausreichend sicher, dass bei entsprechender 
Erforderlichkeit in diesen Fällen vor der Verordnung von pHKP eine Hinzuziehung von Fachärzt*in-
nen der jeweiligen Gebiete erfolgt. 
Auch die im Entwurf der Tragenden Gründe angeführte Begründung des Regelungsvorschlags 
von GKV-SV und PatV, dass sich der Umfang der Verordnungsbefugnis der Vertragspsychothe-
rapeut*innen wie bei den Vertragsärzt*innen nach deren berufsrechtlich geregelten Kompetenzen 
richten soll, spricht in diesem Sinne gerade dafür, bei den Vertragspsychotherapeut*innen analog 
den Vertragsärzt*innen auf differenzielle Regelungen der Verordnungsbefugnis nach bestimmten 
Indikationsbereichen zu verzichten. 

GKV-SV und PatV ermöglicht. In 
der Regel ist aber nicht davon aus-
zugehen, dass Versicherte mit ei-
ner Indikation außerhalb der Psy-
chotherapie-RL eine Psychothera-
peutin oder einen Psychothera-
peuten aufsuchen werden. Auch 
zur Qualitätssicherung in der Ver-
sorgung ist der Vorschlag von 
GKV-SV und PatV sachgerecht.  

3.  bpa Durch den Beschluss wird die Verordnung von psychiatrischer häuslicher Krankenpflege (pHKP) 
durch an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmende Psychologische Psychotherapeutinnen 
und Psychologische Psychotherapeuten, Krankenhauspsychotherapeutinnen und Krankenhaus-
psychotherapeuten sowie durch Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten geregelt. 
Der bpa begrüßt die Verordnungserweiterung der psychiatrischen häuslichen Krankenpflege auf 
die Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psychologischen Psychotherapeuten, Kranken-
hauspsychotherapeutinnen und Krankenhauspsychotherapeuten sowie die Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, die Teil der ver-
tragsärztlichen Versorgung sind. 
Durch die Erweiterung des zur Verordnung berechtigten Personenkreises wird sichergestellt, dass 
die Versicherten einen unmittelbaren Zugang zu der Leistung der psychiatrischen häuslichen 

Kenntnisnahme  



Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag 
Begründung 

Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

Krankenpflege erhalten und für deren Verordnung nicht zunächst an einen Vertragsarzt / eine Ver-
tragsärztin verwiesen werden müssen. 

4.   Zu § 4 Absatz 6 HKP-RL: Der bpa schließt sich der Auffassung des GKV-SV und der PatV an, 
wonach die Psychologischen Psychotherapeuten in Ausnahmefällen – beim Vorliegen einer Diag-
nose aus dem Indikationsspektrum des Kapitels V „Psychische und Verhaltensstörungen“ und in 
Absprache mit der behandelnden Ärztin / dem behandelnden Arzt – ebenfalls psychiatrische häus-
liche Krankenpflege verordnen dürfen. 
Der Zugang zu der Leistung muss so niedrigschwellig wie möglich erfolgen, da für die betroffenen 
Patienten zusätzliche Hürden – wie der Verweis an Vertragsärzte zur Verordnung weiterer Leis-
tungen – stets eine Schnittstellenproblematik darstellen, die zu Behandlungsunterbrechungen, -
abbrüchen und einer Nicht-Inanspruchnahme von weiteren benötigten Leistungen führen können. 
Insofern ist es folgerichtig, die Verordnungsbefugnis für den Einzelfall zu erweitern und sicherzu-
stellen, dass der Versicherte von dem Versorger, bei dem er in Behandlung ist, auch die notwen-
dige Verordnung für die psychiatrische häusliche Krankenpflege erhält. 

GKV-SV/PatV: Kenntnisnahme 
DKG/KBV: Position umfasst be-
reits einen niedrigschwelligen Zu-
gang, siehe auch Tragende 
Gründe 

 

5.   Im Richtlinientext wird nunmehr die Formulierung „Verordnerin oder Verordner“ verwendet, die die 
Person meint, die im konkreten Fall - entsprechend der gesetzlichen Vorschriften und Richtlinien-
regelungen - eine Verordnungsberechtigung besitzt. Auf den Zusatz „ärztlich“ wird ab sofort ver-
zichtet - es sei denn, die Regelung richtet sich ausschließlich an Vertragsärzte. 
Der Begriff „vertragsärztliche Versorgung“ wird beibehalten unter Verweis darauf, dass die Psy-
chotherapeutinnen und Psychotherapeuten ebenfalls zur vertragsärztlichen Versorgung zählen, 
daher wird auch in Nr. 27a der Leistungsbeschreibung zur psychiatrischen häuslichen Kranken-
pflege weiterhin die Formulierung „Arzt-Patienten-Kontakte“ verwendet. 
Mit der Erweiterung der Befugnisse ändert sich der Personenkreis der zur Verordnung berechtig-
ten Versorger. Um alle zur Verordnung berechtigten Berufsgruppen in der Richtlinie zu erfassen, 
ist es folgerichtig, den Begriff des Verordners / der Verordnerin zu verwenden. Um eine Abgren-
zung zu der darüberhinausgehenden Verordnungsbefugnis der Vertragsärzte vorzunehmen, die 
sich auf alle Leistungen der HKP-RL bezieht, ist es angezeigt, diese an den betreffenden Stellen 
explizit zu benennen, um die Verordnungsberechtigten und deren Kompetenzen eindeutig vonei-
nander abzugrenzen. 

Kenntnisnahme  

6.  BAPP Verordnungsbefugnis von Psychotherapeuten für psychiatrische häusliche Krankenpflege 
Die BAPP e.V. begrüßt die angestrebte Verordnungsbefugnis von Psychotherapeuten und unter-
stützt diese. 

Kenntnisnahme  



Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag 
Begründung 

Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

Durch diese Änderung der Richtlinie wird die Basis von möglichen Verordnern der pHKP deutlich 
verbreitert. Insbesondere in Regionen in denen verordnungsberechtigte Fachärzte kaum vorhan-
den sind, erhöht sich hiermit die potenzielle Erreichbarkeit der Leistung pHKP für psychisch er-
krankte Menschen. 
Entsprechend ihrer Einschätzungsmöglichkeiten bzgl. der durch sie behandelten Personen, sind 
Psychotherapeuten sehr gut als Verordner von pHKP geeignet. 
Zudem macht diese Änderung endlich klar, dass der immer wieder angebrachte Ablehnungsgrund, 
pHKP und Psychotherapie seien nicht zeitgleich möglich, fachlich nicht haltbar und ungerechtfer-
tigt ist. 

7.   „Mit den Änderungen der HKP-RL wird eine Versorgungslücke geschlossen, da weite Teile der 
Leistungserbringer, die die psychisch erkrankten Menschen versorgen, von einer Verordnung von 
psychiatrisch häuslicher Krankenpflege für Personen mit den im Leistungskatalog genannten Di-
agnosen bislang ausgeschlossen waren.“ 
Die Versorgungslücke mit pHKP hat neben den aufgeführten Zusammenhängen aus Sicht der 
BAPP noch zwei wesentlich bedeutendere Hintergründe: 
Die in der letzten HKP-RL-Änderung reduzierte Gültigkeit der gesicherten Diagnose für die Ver-
ordnung durch Hausärzte, führt aus unserer Sicht dazu, dass der relativ gut erreichbare Zugang 
zu pHKP durch die Hausärzte deutlich eingeschränkt wird. Wie schon in unserer öffentlichen 
Stellungnahme vom 26.11.2018 aufgeführt, liegt die Diagnosesicherung insbesondere bei chro-
nisch psychisch erkrankten Menschen regelhaft deutlich länger zurück als die neu gefassten 4 
Monate. Im Interesse der Reduzierung von Versorgungslücken, ist eine Neuformulierung mit 
deutlich längerem Zeitraum dringend angezeigt. 
Ein grundlegendes Problem in der Versorgung mit pHKP ist neben der oben beschriebenen Ver-
ordner-Problematik, die regional sehr unterschiedliche Verfügbarkeit von entsprechenden Leis-
tungserbringern (Pflegediensten). Durch die nach wie vor sehr unterschiedliche Handhabung in 
der konkreten Vertragsgestaltung zwischen Krankenkassen und Leistungserbringern ist pHKP 
(mit wenigen Ausnahmen) in Deutschland nicht flächendeckend verfügbar. Eine Leistung, die 
seit 2005 in der G-BA-RL als Regelangebot geführt wird, ist somit für die Mehrheit der psychisch 
erkrankten Menschen weiterhin nicht erreichbar. Um diese massive Versorgungslücke zu schlie-
ßen, ist ein bundesweiter Rahmenvertrag, an dem Leistungserbringer und deren Verbände betei-
ligt sind, ein entscheidender Schritt. 
Die sehr wichtige Veränderung im Bereich der Verordnungsmöglichkeiten, bleibt vielerorts wir-
kungslos, wenn es an Leistungserbringern fehlt. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Nicht Gegenstand des Stellung-
nahmeverfahrens 
 
 
Rahmenvertrag liegt außerhalb der 
Regelungskompetenz des G-BA. 
Im Übrigen weist der G-BA darauf 
hin, dass die Rahmenempfehlun-
gen nach § 132a Absatz 1 SGB V 
am 16.07.2020 um Regelungen 
zur pHKP erweitert wurden.  

 

8.  Caritas § 4 Absatz 6 Maßnahmen der Verordnung DKG/KBV: Kenntnisnahme  



Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag 
Begründung 

Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

Der Deutsche Caritasverband begrüßt, dass in Umsetzung des Gesetzes zur Reform der Psycho-
therapeutenausbildung künftig die Psychotherapeut/innen berechtigt sind, Verordnungen psychi-
atrischer Krankenpflege auszustellen. Insoweit wird der Regelungsauftrag des § 73 Absatz 2 SGB 
V sachgerecht umgesetzt. Durch die Erfassung der Diagnosen der Psychotherapeut/innen wird 
eine bestehende Versorgungslücke geschlossen. 
Der Deutsche Caritasverband schließt sich bezüglich des Umfangs des Verordnungsrechts der 
Position von DKG/KBV an, da das Verordnungsrecht in den Grenzen des Berufsrechts bereits 
geregelt ist. Weitergehender Spezifizierungen bedarf es nicht. 

GKV-SV/PatV: siehe lfd. Num-
mer 2 

9.  Diakonie Die Diakonie Deutschland begrüßt die Aufnahme von Psychologischen Psychotherapeut*innen 
und Kinder- und Jugendpsychotherapeut*innen als Verordner*innen von psychiatrischer häusli-
cher Krankenpflege. Erfolgt bereits eine Behandlung bei einem dieser Berufsgruppen und bedarf 
es häuslicher psychiatrischer Krankenpflege, ist in dieser für die erkrankten Menschen persönlich 
sehr belastenden Situation kein weiterer Kontakt zu Fachärzt*innen erforderlich. Angesichts der 
gesundheitlichen Verfassung der Betroffenen wird damit den besonderen Lebenslagen dieser 
Menschen Rechnung getragen. 

Kenntnisnahme  

10.   Umformulierung von Vertragsärztinnen und Vertragsärzten in Verordnerinnen oder Verordner oder 
anderweitige Formulierungsalternativen 
Die Umbenennungen hinsichtlich der Nennung der Verordnungsbefugten werden als sachgerecht 
bewertet. 

Kenntnisnahme  

11.   § 4 Abs. 6 Dissens zwischen DKG/KBV und GKV-SV/PatV zu Besonderheiten der psychiatrischen 
häuslichen Krankenpflege zu. 
Die Ergänzung von GKV-SV und PatV lehnen wir aus fachlichen Gesichtspunkten ab. Damit ver-
bindet sich eine Leistungsverzögerung bei psychiatrisch erkrankten Menschen, die zu einer wei-
teren Destabilisierung ihrer Lebenssituation führen kann. 
Die Diakonie Deutschland spricht sich für die textliche Fassung der DKG/KBV aus. 
GKV-SV und PatV plädieren an dieser Stelle dafür, dass die nichtärztlichen Vertragspsychothera-
peut*innen psychiatrische häusliche Krankenpflege nur dann selbstständig verordnen dürfen, 
wenn eine Diagnose aus dem Indikationsspektrum zur Anwendung von Psychotherapie vorliegt. 
Handelt es sich dagegen um eine andere psychiatrische Diagnose aus dem Kapitel V der ICD-10, 
ist eine Verordnung nach Auffassung von GKV-SV und PatV nur in Abstimmung mit den behan-
delnden Fachärzt*innen für Nervenheilkunde, Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie zuläs-
sig. 
Diese Einschränkung erschließt sich der Diakonie Deutschland nicht und wird daher abgelehnt. 
Psychiatrische häusliche Krankenpflege leistet den Beitrag, Betroffene im Alltag zu stabilisieren. 

DKG/KBV: Kenntnisnahme 
GKV-SV/PatV: siehe lfd. Num-
mer 2 

 



Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag 
Begründung 

Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

Dies sollte möglichst unverzüglich ohne weitere Hürden geschehen, die eine Verzögerung des 
Beginns der Leistungserbringung zur Folge haben. Wenn jedoch einer Verordnung eine Abstim-
mungsschlaufe mit einschlägigen behandelnden Fachärzt*innen vorgeschaltet werden muss, ver-
zögert sich unter Umständen die Versorgung mit der notwendigen psychiatrischen Krankenpflege. 
Damit besteht die Gefahr, dass sich die Situation der Betroffenen in der Zwischenzeit weiter de-
stabilisiert. Vor diesem Hintergrund lehnen wir die Ergänzung des GKV-SV und der PatV ab. 

12.  AWO Der AWO Bundesverband e.V. begrüßt die Aufnahme von Psychologischen Psychotherapeut*in-
nen und Kinder- und Jugendpsychotherapeut*innen als Verordner*innen von psychiatrischer 
häuslicher Krankenpflege. Erfolgt bereits eine Behandlung bei einem dieser Berufsgruppen und 
bedarf es häuslicher psychiatrischer Krankenpflege, ist in dieser für die erkrankten Menschen per-
sönlich sehr belastenden Situation kein weiterer Kontakt zu Fachärzt*innen erforderlich. Ange-
sichts der gesundheitlichen Verfassung der Betroffenen wird damit den schwierigen Lebenslagen 
dieser Menschen Rechnung getragen. 

siehe lfd. Nummer 9  

13.   Umformulierung von Vertragsärztinnen und Vertragsärzte in Verordnerinnen oder Verordner oder 
anderweitige Formulierungsalternativen 
Die Umbenennungen hinsichtlich der Nennung der Verordnungsbefugten werden als sachgerecht 
bewertet. 

siehe lfd. Nummer 10  

14.   § 4 Abs. 6 Dissens zwischen DKG/ KBV und GKV-SV/ PatV zu Besonderheiten der psychiatri-
schen häuslichen Krankenpflege zu. 
Die Ergänzung von GKV-SV und PatV lehnen wir aus fachlichen Gesichtspunkten ab. Damit ver-
bindet sich eine Leistungsverzögerung bei psychiatrisch erkrankten Menschen, die zu einer wei-
teren Destabilisierung ihrer Lebenssituation führen kann. 
Der AWO Bundesverband e.V. spricht sich für die textliche Fassung der DKG/ KBV aus. 
Der Entwurfstext entspricht ganz überwiegend in angemessener Weise der Zielsetzung und kann 
deshalb übernommen werden. 
GKV-SV und PatV plädieren an dieser Stelle dafür, dass die nichtärztlichen Vertragspsychothera-
peut*innen psychiatrische häusliche Krankenpflege nur dann selbständig verordnen dürfen, wenn 
eine Diagnose aus dem Indikationsspektrum zur Anwendung von Psychotherapie vorliegt. Handelt 
es sich um eine andere psychiatrische Diagnose aus dem Kapitel V der ICD-10, ist eine Verord-
nung nach Meinung des GKV-SV und PatV nur in Abstimmung mit den behandelnden Fachärzt*in-
nen für Nervenheilkunde, Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie zulässig. 
Diese Einschränkung erschließt sich dem AWO Bundesverband nicht und wird daher abgelehnt. 
Psychiatrische häusliche Krankenpflege leistet den Beitrag, Betroffene im Alltag zu stabilisieren. 
Dies sollte möglichst unverzüglich ohne weitere Hürden geschehen, die eine Verzögerung des 

siehe lfd. Nummern 11 und 2  



Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag 
Begründung 

Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

Beginns der Leistungserbringung zur Folge haben. Wenn jedoch einer Verordnung eine Abstim-
mungsschlaufe mit einschlägigen behandelnden Fachärzt*innen vorgeschaltet werden muss, ver-
zögert sich unter Umständen die Versorgung mit der notwendigen psychiatrischen Krankenpflege. 
Damit besteht die Gefahr, dass sich die Situation der Betroffenen in der Zwischenzeit weiter de-
stabilisiert. Vor diesem Hintergrund lehnen wir die Ergänzung des GKV-SV und der PatV ab. 

15.  bad  
 

Der Entwurfstext entspricht ganz überwiegend in angemessener Weise der Zielsetzung und kann 
deshalb übernommen werden. 
Im Hinblick auf den Wortlaut von § 4 Absatz 6 Satz 3 ff. ist dem Vorschlag von GKV-SV/PatV zu 
folgen. 
Es ist sachgerecht, die vorzunehmende Regelung an den entsprechenden Regelungen zum Um-
fang des Verordnungsrechts für Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in der Rehabilita-
tions-Richtlinie und der Krankenhauseinweisungs-Richtlinie zu orientieren. Das Argument einer 
richtlinienübergreifenden Harmonisierung und damit einer Vereinfachung der Anwendung über-
zeugt. 

Kenntnisnahme 
 
GKV/PatV: Kenntnisnahme 
DKG/KBV: Position bleibt beste-
hen, siehe ausführliche Argumen-
tation in den Tragenden Gründen 
zur Position 

  

16.  Paritätischer 
Wohlfahrts-
verband 

Der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V. bewertet die Aufnahme von 
Psychologischen Psychotherapeut*innen und Kinder- und Jugendpsychotherapeut*innen als Ver-
ordner*innen von psychiatrischer häuslicher Krankenpflege positiv. 

Kenntnisnahme  

17.   Umformulierung von „Vertragsärztinnen und Vertragsärzte“ in „Verordnerinnen oder Verordner“ 
oder anderweitige Formulierungsalternativen. 
Da sich die Verordnungsbefugnis von Psychotherapeut*innen ausschließlich auf psychiatrische 
häusliche Krankenpflege beschränkt, ist es ausreichend und zielführender, nur den § 4 um die 
entsprechenden Berufsgruppen zu ergänzen, wie im Entwurf bereits geschehen. An anderen Stel-
len sollte die Umformulierung entfallen, da sie irreführend wirken kann. 

Kenntnisnahme  

18.  VDAB § 4 Absatz 6 
GKV-SV/PatV 
3 Die Verordnung durch eine Vertragspsychotherapeutin oder einen Vertragspsychotherapeuten 
ist nur zulässig, wenn eine Diagnose aus dem Indikationsspektrum zur Anwendung von Psycho-
therapie: 
- gemäß der jeweils aktuell geltenden Psychotherapie-Richtlinie vorliegt oder 
- gemäß Anlage I Nummer 19 (Neuropsychologische Therapie) § 4 der Richtlinie des G-BA zu 
Untersuchungs- und Behandlungsmethoden der vertragsärztlichen Versorgung vorliegt. 

DKG/KBV: Kenntnisnahme 
GKV-SV/PatV: siehe lfd. Num-
mer 2 

 



Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag 
Begründung 

Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

4 Über die oben definierten Indikationsbereiche hinaus ist eine Verordnung auch dann zulässig, 
wenn eine Diagnose aus dem Indikationsspektrum des Kapitels V „Psychische und Verhaltensstö-
rungen“ der ICD-10-GM Version 2017 vorliegt und eine Abstimmung mit der behandelnden Fach-
ärztin oder dem behandelnden Facharzt nach Satz 1 Spiegelstrich 1 bis 5 erfolgt. 
Es ist unerlässlich, dass auch Vertragspsychotherapeutinnen und Vertragspsychotherapeuten 
eine Verordnungsbefugnis für die psychiatrische häusliche Krankenpflege ohne Einschränkungen 
erhalten. Der Anspruch auf die Leistungen der psychiatrischen Hauskrankenpflege besteht grund-
sätzlich bei krankheitsbedingten Fähigkeitsstörungen, die so stark sind, dass das Leben im Alltag 
nicht mehr selbständig bewältigt oder koordiniert werden kann. Eine durch das Indikationsspekt-
rum zur Anwendung von Psychotherapie hinausgehende beschränkende Verordnungsbefugnis - 
wie von GKV-SV/PatV gefordert - kann für die die Anspruchsberechtigten nicht zielführend sein. 
Nur mit einer den Ärztinnen und Ärzten gleichgestellten Verordnungsbefugnis für Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten kann die Versorgungslücke für Personen, die bisher keine ärzt-
liche Verordnung für die psychiatrische Hauskrankenpflege erhalten haben, geschlossen werden. 
Durch einen niedrigschwelligen Zugang der Zielgruppe zur psychiatrischen Hauskrankenpflege 
kann somit eine ganzheitliche pflegerische Versorgung gewährleistet werden. 
Der VDAB unterstützt daher den Formulierungsvorschlag der DKG/KBV. 



6.7 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
  



6.8 Mündliche Stellungnahmen 
Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen, die eine schriftliche Stellungnahme abgege-
ben haben sowie nicht auf eine Anhörung verzichtet haben, sind fristgerecht zur Anhörung am 
26. August 2020 eingeladen worden. 

Teilnehmer der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten 
Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratungen 
im G-BA oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 1. Kapitels 
5. Abschnitt VerfO Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell beeinflussen. 
Inhalt und Umfang der Offenlegungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel Anlage I, Form-
blatt 1 VerfO (abrufbar unter www.g-ba.de). Im Folgenden sind die Teilnehmer der Anhörung 
vom 26. August 2020 aufgeführt und deren potenziellen Interessenkonflikte zusammenfas-
send dargestellt. Alle Informationen beruhen auf Selbstangabe der einzelnen Personen. Die 
Fragen entstammen dem Formblatt und sind im Anschluss an diese Zusammenfassung auf-
geführt. 

Organisation/ 
Institution 

Anrede/Titel/Name Frage 

1 2 3 4 5 6 

Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK) 

Herr 
Timo Harfst nein nein nein nein nein nein 

Bundesinitiative Ambulante 
Psychiatrische Pflege (BAPP) 

Herr 
Volker Haßlinger ja nein nein nein nein nein 

Diakonisches Werk der Evan-
gelischen Kirche in Deutsch-
land e. V. (Diakonie) 

Frau 
Erika Stempfle nein nein nein nein nein nein 

Bundesverband Ambulante 
Dienste e. V. und Stationäre 
Einrichtungen e. V. (bad e. V.) 

Herr 
Sebastian Fröse ja nein ja nein ja nein 

Im „Formblatt 1 zur Offenlegung potenzieller Interessenkonflikte für Sachverständige und Vertreterinnen oder 
Vertreter von Stellungnahmeberechtigten“ wurden folgende 6 Fragen gestellt: 

Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt bei einem Unter-
nehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere bei einem phar-
mazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenver-
band? 

Frage 2: Beratungsverhältnisse  
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor ein Unternehmen, 
eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ein pharmazeutisches Un-
ternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten oder einen industriellen Interessenverband direkt oder indi-
rekt beraten? 

Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt von einem Unter-
nehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharma-
zeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband 
Honorare erhalten für Vorträge, Stellungnahmen oder Artikel? 

Frage 4: Drittmittel  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen Anga-
ben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig sind, abseits 
einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von 
einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ei-
nem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interes-
senverband finanzielle Unterstützung für Forschungsaktivitäten, andere wissenschaftliche Leistungen oder Pa-
tentanmeldungen erhalten? 

Frage 5: Sonstige Unterstützung  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen Anga-
ben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig sind, innerhalb 
des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. 



Ausrüstung, Personal, Unterstützung bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Übernahme von Reisekosten o-
der Teilnahmegebühren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von einem Unternehmen, einer Insti-
tution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere von einem pharmazeutischen Unter-
nehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband? 

Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens oder einer anderwei-
tigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen oder einem Hersteller von Medizin-
produkten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchenfonds“, der auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller 
von Medizinprodukten ausgerichtet ist? 

Der Inhalt der mündlichen Stellungnahme wurde in einem stenografischen Wortprotokoll fest-
gehalten und in fachlicher Diskussion im Unterausschuss Veranlasste Leistungen gewürdigt. 
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat festgestellt, dass keine über die schriftlich 
abgegebenen Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der Anhörung vorgetragen wur-
den. Daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnahmen 
(siehe 1. Kapitel § 12 Absatz 3 Satz 4 VerfO). 
  



6.9 Wortprotokoll der Anhörung 
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